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Die Vorsitzende, Abg. Schwalm, eröffnet die Sitzung um 10:00 Uhr und stellt die Beschluss-

fähigkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung stellen sich die Teilnehmer an der Sitzung vor. Die Vorsit-

zende weist darauf hin, dass im Anschluss an die Sitzung in Haus B ein Pressegespräch statt-

finden werde.  

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Umsetzung des Rundfunkänderungsstaatsvertrages, insbesondere § 11 
(Selbstverpflichtung) 

- Dr. Werner Hahn, Justitiar beim NDR 
- Dr. Matthias Knothe, Staatskanzlei 
- Peter Bialek, Staatskanzlei 

Dr. Hahn weist einleitend darauf hin, dass das Wort Selbstverpflichtung lediglich in der Be-

gründung zum Gesetzestext zu § 11 zu finden sei. § 11 Abs. 4 Rundunkstaatsvertrag in der 

seit 1. April geltenden Fassung verpflichte die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-

rundfunkanstalten, das ZDF sowie Deutschlandradio dazu, zur näheren Ausgestaltung des 

ihnen anvertrauten Auftrages Richtlinien zu erlassen, auf deren Basis - beginnend am 1. Ok-

tober 2004 - der Öffentlichkeit ein Bericht über die Erfüllung des Auftrages und über eine 

konkretisierte Aufgabenplanung für die jeweils kommenden zwei Jahre zu geben ist. 

In der ARD-Hauptversammlung vom 30. März 2004 seien diese Richtlinien einstimmig und 

ohne Enthaltung verabschiedet worden. Auf diesem Fundament könnten die in der Selbstver-

pflichtung umfassten Aufgaben in Ruhe beraten werden. Derzeit gebe es einen Entwurf, der 

unter der Federführung von Herrn Dr. Struve, Programmdirektor der ARD, erstellt worden 

sei, und der in den einzelnen Häusern und Rundfunkräten diskutiert werde. Es sei zu erwarten, 

dass die ARD-Hauptversammlung im September 2004 endgültig die Selbstverpflichtungen 

beschließen werde.  

Parallel zu diesem internen Prozess in der ARD habe sich der Norddeutsche Rundfunk gegen-

über den ihn tragenden Länder selbst dazu verpflichtet, das in § 11 Abs. 4 Rundfunkstaatsver-

trag genannte Verfahren auch mit Blick auf die NDR Hörfunk- und Fernsehprogramme ein-

zuhalten. Man hoffe, die Erwartungen des Gesetzgebers pünktlich zum 1. Oktober 2004 erfül-

len zu können.  
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Auf die Frage von Abg. Fröhlich nach der Möglichkeit, programmgebundene Online-

Angebote für Kinder bereitzustellen, antwortet Dr. Hahn, aus § 11 Abs. 1 Rundfunkstaatsver-

trag gehe hervor, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk programmbegleitend Druckwerke 

und Mediendienste mit programmbezogenem Inhalt anbieten könne. Dies sei die so genannte 

Online-Ermächtigung.  

Abg. Kayenburg erklärt, die Fraktionsvorsitzenden der CDU-Landtagsfraktionen hätten den 

Beschluss gefasst, einer maßvollen Gebührenerhöhung zuzustimmen, wobei diese noch näher 

zu definieren sei. Voraussetzung sei jedoch eine größere Klarheit über die konkrete Ausge-

staltung der Selbstverpflichtungen. Diese könne er den Ausführungen Dr. Hahns nicht ent-

nehmen.  

Herr Dr. Hahn erwidert, es gebe zum Begriff der Selbstverpflichtung eine gewisse Verwir-

rung. Das Gesetz biete genaue Formulierungen, jedoch habe es die in Rundfunkfragen feder-

führende Staatskanzlei Rheinland-Pfalz bisher nicht vermocht, für mehr Klarheit zu sorgen. 

Die in § 11 Abs. 4 genannten Selbstverpflichtungen hätten ausschließlich programminhaltli-

chen Gehalt und beschrieben ein im Verlauf der letzten Jahre von den Ministerpräsidenten 

angestoßenes und von den Landtagen umgesetztes Verfahren. Zur Gebührenfrage bestehe ein 

deutlicher zeitlicher Abstand.  

Derzeit befinde man sich in der Gebührenfrage in einem verfassungsrechtlich geschützten 

Verfahren, bei dem Gebühren- und medienpolitische Fragen - laut Verfassungsgericht - aus-

einander zu halten seien. Gleichwohl hätten die Länder darum gebeten, zu einem bestimmten 

Fragenkatalog Stellung zu nehmen und vorzugsweise so genannte Selbstbindungen ab-

zugeben. Diese dürften nicht mit den Selbstverpflichtungen im Bereich der Programme zu 

verwechselt werden. ARD und ZDF hätten wunschgemäß Selbstbindungserklärungen unter 

anderem zu den Themen Online, Personalabbau und Hörfunk abgegeben. Der Diskussions-

prozess daure an.  

Im Klartext bedeute dies, dass es bei den Selbstverpflichtungen darum gehe, welche 

Programmschwerpunkte die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten setzen wollten. Die 

Frage der Programminhalte sei strikt von der Frage der Gebührenfinanzierung zu trennen. 

Eine andere Frage sei, inwieweit man Möglichkeiten sehe, über die Selbstbindung hinaus ge-

hende Einsparungen vorzunehmen. Hierzu hätte man den Ländern mittel- und langfristige 

Angebote gemacht.  

Herr Dr. Knothe bemerkt, es gebe einen parteiübergreifenden Konsens der Ministerpräsiden-

ten, die beiden Verfahren so lange als möglich getrennt zu behandeln. Die Diskussion über 
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die von Abg. Kayenburg angesprochenen Begrenzungen finde in der Rundfunkkommission 

der Länder statt. Daneben gebe es die offiziell zu führende Diskussion auf der Grundlage des 

14. KEF-Berichts über die Erhöhung der Rundfunkgebühren. Es sei verfassungsrechtlich zu-

lässig, beide Fragen parallel zu behandeln, jedoch dürften sie nicht vermischt werden.  

Die Frage sei, wie sich die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten inhaltlich in der Zukunft 

ausrichteten. Grundlage hierbei sei unter anderem die europarechtliche Maßgabe, dass sich 

die Beihilfediskussion in Europa am Begriff des Grundversorgungsauftrags festmache. Dieser 

sei in Deutschland nicht hinreichend definiert. Das Mittel der Selbstverpflichtungserklärung 

solle hier - gemäß Konsens der Länder - Abhilfe schaffen.  

Hingegen würden die Länder durch das Instrument der Selbstbindung erwarten, dass die An-

stalten finanzwirksame Entscheidungen träfen, die sich in einer kommenden Bewertung der 

Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs widerspiegelten.  

Auf eine Frage von Abg. Grund nach der inhaltlichen Diskussion des gegenwärtigen Entwurfs 

gemäß § 11 Rundfunkstaatsvertrag antwortet Herr Dr. Hahn, der Entwurf gehe von einem 

Vorrang der Information im ARD Gemeinschaftsprogramm aus. Auch die Kultur spiele eine 

wichtige Rolle. Darüber hinaus wolle man den Bereich der Beratung  und der modernen Wis-

sensvermittlung weiter ausbauen. Im Bereich der Unterhaltung gehöre die Show mit zum öf-

fentlich-rechtlichen Auftrag. Hier arbeite man daran, an alte Erfolge anzuknüpfen. Im Bereich 

der fiktionalen Unterhaltung werde versucht, den Unterschied zwischen öffentlich-

rechtlichem und privatem Profil herauszuarbeiten. In der Entwicklung sei ferner der Aspekt 

der Trennung von Werbung und Programm. Die Intendanten der ARD hätten die feste Ab-

sicht, in die Selbstverpflichtung Grundsätze zur Wahrung der Unverwechselbarkeit des öf-

fentlich-rechtlichen Programmangebots weiter aufzunehmen und zu stärken.  

Sich auf die Fragen von Abg. Böhrk beziehend, führt Herr Dr. Hahn aus, nachdem es gelun-

gen sei, die von den Ländern zunächst beabsichtige Präzisierung des Programmauftrags, die 

notwendigerweise zu einer Einengung geführt hätte, abzudrängen und durch eine Selbstregu-

lierung zu ersetzen, gebe es mehr denn je die Chance, zusammen mit den Rundfunkräten das 

Profil des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu schärfen.  

Frau Johns bemerkt, in den Gremien gebe es nach wie vor Unmut darüber, dass die Politik 

versuche, sich über die Frage der Selbstverpflichtungen in die Arbeit der Anstalten einzumi-

schen. Die Diskussion erfolge nunmehr auf der vorhandenen rechtlichen Grundlage. Unter 

Bezugnahme auf Abg. Kayenburg sagt Frau Johns, sie bitte herzlich darum, die Fragen des 

§ 11, die der Gebühren, und die der Rundfunkstrukturen auseinander zu halten.  
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In Antwort auf eine Frage von Abg. Wiegel führt Herr Dr. Hahn aus, der NDR bringe den 

Bereich des Hörfunks auf eigene Initiative ein und werde ihn genauso wie den Bereich des 

Fernsehens behandeln, wobei beim Hörfunk auch die Landesrundfunkräte einzubeziehen sei-

en. Zu den Selbstverpflichtungserklärungen im Bereich Hörfunk gebe es zurzeit lediglich alle-

rerste Entwürfe. 
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

Umsetzung des 14. KEF-Berichtes 

- Lutz Marmor, NDR  
- Dr. Werner Hahn, NDR 
- Dr. Matthias Knothe, Staatskanzlei 
- Peter Bialek, Staatskanzlei 

Herr Marmor erläutert, die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs, KEF, erstatte - 

gemäß gesetzlicher Vorgaben - alle zwei Jahre Bericht, wobei der aktuelle Bericht gebühren-

relevant sei. Ergebnis des im Dezember 2003 vorgelegten Berichtes sei, dass die Rundfunk-

gebühr um 1,09 € angepasst werden solle, wobei davon auf die ARD 0,66 € entfielen, was für 

die ARD eine jährliche Steigerung von 1,4 % bedeute. Die Empfehlung der KEF liege also 

unterhalb der Inflationsrate. Für das ZDF seien 0,46 € zusätzlich vorgesehen, was einer jährli-

chen Steigerung von 2,9 % entspreche. Für Deutschlandradio sei die Gebühr - gemäß Emp-

fehlung der KEF - sogar zu kürzen. Die wirtschaftliche Situation sei bekannt. Die ARD habe 

daher so maßvoll wie noch nie Bedarfe angemeldet. Diese Anmeldung, die lediglich zur Wah-

rung des Status Quo geeignet sei, sei von der KEF noch einmal um über 40 % gekürzt wor-

den.  

Die Legislative habe nun zu prüfen, ob die empfohlene Gebührenerhöhung um 1,09 € unter 

dem Gesichtspunkt der Sozialverträglichkeit zu vertreten sei. Es sei jedoch anzumerken, dass 

die Sozialverträglichkeit schon allein durch die Möglichkeit der Gebührenbefreiung, die den 

Gebührenzahler im Übrigen jeweils 1,34 € koste, berücksichtigt werde. Hinzu komme, dass in 

wirtschaftlich schwierigen Zeiten die Befreiungsquote steige. Allein diese Steigerung erforde-

re eine Gebührensteigerung.  

Die Frage der Rundfunkstrukturreform stehe auch für ARD und ZDF auf der Tagesordnung, 

denn hier gebe es aufgrund des fehlenden Wachstumsszenarios ein Eigeninteresse. Aus die-

sem Interesse heraus begründe sich die Bereitschaft der Anstalten, so genannte Selbstbindun-

gen einzugehen.  

Herr Dr. Knothe ergänzt, die Länder hätten die Aufgabe, zu überlegen, ob die von der KEF 

vorgeschlagene Gebühr noch eine angemessene Belastung der Rundfunkgebührenteilnehmer 

darstelle. Der jetzige Vorschlag der KEF sei letztlich rechtswidrig, weil diese die Erhöhung 

auf 1,09 € festgesetzt habe. Dabei sei nicht berücksichtigt, dass die Landesmedienanstalten 
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nach dem geltenden Staatsvertrag einen Anspruch auf eine gleichteilige Erhöhung der Rund-

funkgebühren hätten. Würde man diesen Anspruch berücksichtigen, dann käme man auf den 

Betrag von 1,11 €. Die KEF habe antizipiert, dass die Länder auf diese Erhöhung verzichten. 

Zwar könne die KEF vorschlagen, dass die Landesmedienanstalten nicht mehr - wie bisher - 

an einer Erhöhung teilnähmen, jedoch müsse dann der Staatsvertrag an dieser Stelle geändert 

werden, um den Vorschlag von 1,09 € umsetzen zu können. Dabei sei zu berücksichtigen, 

dass die KEF ihren Vorschlag nur neu berechnen könne, wenn sie von den Anstalten dazu den 

Auftrag erhielte. 

Herr Marmor beantwortet Fragen von Abg. Pförtner zu § 5 des Berichtes der Staatsvertrags-

länder an die Landesparlamente und zu den Auswirkungen der demographischen Entwick-

lung. Er erklärt, um künftig mit der Gebührenerhöhung von 1,09 € auskommen zu können, 

müsse der NDR bei einer Vielzahl von Maßnahmen erneute Sparmaßnahmen durchführen. 

Unter anderem würden die Steigerungsraten der Haushalte 2005 auf null zurückgefahren. 

Dies sei nur durch eine weitergehende Rationalisierung im Programm und durch die Senkung 

der Investitionen möglich. Bis zum Jahr 2000 habe der NDR bereits über 500 Stellen abge-

baut, was einer Personalreduktion von 14 % entspreche.  

Es gebe Erkenntnisse der GEZ, dass die Bevölkerungszahl ab zirka 2020 abnehmen werde. 

Gleichzeitig werde es jedoch zu einer Steigerung der Singlehaushalte kommen, wodurch die 

Zahl der Gebührenzahler tendenziell steigen werde. Zu rechnen sei jedoch mit einer Zunahme 

der Befreiungsquote. Hinzu komme, dass die Quote der Forderungsausfälle ansteige. Insge-

samt sei der finanzielle Druck für die Anstalten enorm. 

Die Frage von Abg. Grund nach dem Hintergrund der Diskussion, Behinderte künftig von der 

Befreiung auszunehmen, beantwortet Herr Dr. Hahn: Derzeit seien Betroffene bei bestimmten 

Behinderungen ohne Rücksicht auf ihre jeweilige finanzielle Situation von der Gebühr befreit. 

Das Bundessozialgericht habe in einem Urteil vor einigen Jahren festgestellt, dass dies verfas-

sungsrechtlich grundsätzlich nicht zu rechtfertigen sei. Es sei Sache der Länder, zu überlegen, 

ob Behinderte nicht in einem gestreckten Verfahren wie alle anderen auch zu behandeln seien. 

Herr Dr. Knothe ergänzt, die Länder könnten sich den Entscheidungen des Bundessozialge-

richts nicht entziehen. Das Gebührenbefreiungsrecht sei insgesamt über die Jahre reformbe-

dürftig geworden. Auch die Behindertenverbände würden sich einer Befreiung ihrer Mitglie-

der in Abhängigkeit von deren jeweiliger finanzieller Situation nicht grundsätzlich verschlie-

ßen, allerdings forderten sie die Anstalten gleichzeitig auf, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, 

damit Menschen mit Behinderungen an den Programmen teilhaben könnten.  
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Auf einen Einwurf von Abg. Böhrk erwidert Herr Dr. Knothe, die Frage der Gebührenerhö-

hung stehe auf der Ministerpräsidentenkonferenz am 17. Juni 2004 auf der Tagesordnung. 

Sollte im Rahmen dieser Konferenz keine Einigung erfolgen, so werde der Tagesordnungs-

punkt auf der nächsten Ministerpräsidentenkonferenz vom 6. bis 8. Oktober 2004 erneut auf-

gerufen werden. Ein geschlossener Staatsvertrag müsse durch sämtliche Landesparlamente 

ratifiziert werden. Sollte dies nicht geschehen, so werde die alte Rundfunkgebühr ihre Gültig-

keit behalten. 

Auf eine Frage von Abg. Behr antwortet Herr Marmor, Radio Bremen und der Saarländische 

Rundfunk hätten mit den anderen Landesrundfunkanstalten der ARD eine Vereinbarung ge-

schlossen, die beinhalte, dass sie in unterschiedlichem Maße vor der Umstrukturierung Mittel 

benötigten, um nach der Umstrukturierung mit den niedrigeren Mitteln auszukommen. Dies 

sei bei den Anmeldungen bei der KEF berücksichtigt worden. Voraussetzung sei jedoch die 

ebenfalls angemeldete Kürzung im Personalbereich oder die Konzentration auf einen Stand-

ort, um mittelfristig Synergieeffekte erschließen zu können. Diese Mittel flössen jedoch unab-

hängig von den geplanten Kürzungen der KEF.  

In Antwort auf die Frage von Abg. Müller nach der Berücksichtigung der zukünftigen Werbe-

einnahmen antwortet Herr Marmor, diese Einnahmen wären eingeplant. Sinn der Werbung im 

öffentlich-rechtlichen Bereich sei es unter anderem, die Belastungen für den Gebührenzahler 

im angemessenen Bereich zu halten. Gegenwärtig sei die Situation so, dass die Gebühr um 

1,50 € erhöht werden müsste, wenn es keine Werbeeinnahmen gäbe. Die KEF habe die Schät-

zungen der Werbeeinnahmen der ARD um 20 Millionen € nach unten korrigiert, weil sie die 

Annahmen der ARD für zu optimistisch halte. Im Übrigen sei der Vorschlag aus Nordrhein-

Westfalen zur Einschränkung des Sponsorings kein Beitrag zur Gebührensenkung.  

Frau Johns bemerkt, in den letzten Jahren habe es einen bedeutenden Personalabbau gegeben. 

Gleichzeitig habe es jedoch eine Programmerweiterung gegeben. In Schleswig-Holstein sei 

insbesondere die regionale Berichterstattung stark ausgeweitet worden. Der Druck auf die 

Mitarbeiter habe sich in den letzten Jahren enorm erhöht. Sie, Frau Johns, bitte, diesen Aspekt 

bei der Beurteilung der Gebührenfrage zu berücksichtigen. Ferner bitte sie, die Gebührenfrage 

vor Eintritt in die Wahlkampfphase zu entscheiden.  

Die Fragen nach der Berechnung der bestehenden Gebührenaußenstände sowie nach den Da-

tenerhebungen bei Gebührenbefreiungen von Abg. Hinrichsen aufgreifend, erklärt Herr Mar-

mor, es gebe einheitliche Regeln, allerdings sei die Frage, wie bestimmte Daten ermittelt 

würden. Hierfür zuständig sei der NDR-Datenschutzbeauftragte, der sehr gewissenhaft arbei-

te. Das Problem sei, dass der Befreiungstatbestand nicht an nachprüfbare Fakten - wie bei-



12 Schleswig-Holsteinischer Landtag - Innen- und Rechtsausschuss - 103. Sitzung am 19. Mai 2004 

spielsweise einen Sozialhilfebescheid - geknüpft sei. Dies wäre eine Möglichkeit der Verein-

fachung. Aus Gründen der Gebührengerechtigkeit sei es notwendig, Angaben eventuell nach-

zuprüfen. Die GEZ sei ein äußerst effektiv arbeitendes Unternehmen, deren Anteil am Gebüh-

reneinzug lediglich 1,9 % betrage. Jedem bekannten Fall von ungerechtfertigtem Einzug wer-

de nachgegangen. 

Abg. Kayenburg betont, es sei die Pflicht der Anstalten, zu sparen. Eine Entscheidung der 

Ministerpräsidenten werde frühestens im Herbst fallen. Daher sei eine Gebührenerhöhung 

zum 1. Januar 2005 definitiv nicht möglich. Unabhängig von der Frage der Sozialverträglich-

keit sei seine Fraktion der Auffassung, dass die anvisierte Gebührenerhöhung zu hoch sei. Da 

es nach eigenen Angaben der Anstalten Einsparpotenziale gebe, sei die Frage der Gebühren 

an die KEF zurückzugeben. Geplante Einsparungen im Programmbereich hätten selbstver-

ständlich auch Einfluss auf die Selbstverpflichtung, nicht nur auf die Selbstbindung. Erst 

wenn - auf Grundlage der neuen Basis - ein weiterer KEF-Bericht vorliege, könne weiter über 

die Frage der Gebührenhöhe diskutiert werden.  

Herr Marmor erwidert, Einsparungen seien selbstverständlich verpflichtend. Derzeit befinde 

man sich mit den Ländern im Dialog über eine Präzisierung der geplanten Einsparungen. Die 

von Abg. Kayenburg genannten Einsparpotenziale hätten bereits Einzug in den KEF-Bericht 

gehalten. Teilweise habe die KEF die von den Anstalten genannten Einsparungen zusätzlich 

gekürzt. Die ARD habe nunmehr angegeben, im Zeitraum 2001 bis 2008 weitere 6 % der Per-

sonalkosten einzusparen. Der damalige Einsparungsprozentsatz bei der Anmeldung zum 

KEF-Bericht habe lediglich 4,8 % betragen. Die KEF habe daraufhin die Verpflichtung aus-

gesprochen, mehr als die angegebenen 4,8 % einzusparen. Es gebe intensive Gespräche mit 

den Ländern, jedoch sei das Problem bis jetzt noch nicht gelöst. Man hoffe, bis zum 17. Juni 

2004 zu einer Lösung zu kommen. In der Vergangenheit sei der Dialog zwischen den Anstal-

ten und dem Landtag eventuell zu kurz gekommen. Daher sei die heutige Veranstaltung umso 

mehr zu begrüßen.  

Von Abg. Fröhlich auf die Frage der für die Beschäftigten sehr günstigen Altersversorgung 

angesprochen, antwortet Herr Marmor, bis vor kurzem habe man sich an den Regelungen der 

Altersversorgung des öffentlichen Dienstes orientiert. Gemeinsam habe man mit den Gewerk-

schaften 1993 erreicht, dass die ab dem Zeitpunkt neu eingetretenen Mitarbeiter eine von der 

alten Regelung abgekoppelte Altersversorgung erhalten. Ein Problem gebe es jedoch für die 

vor diesem Zeitraum eingestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Es sei auch für diese 

Fälle gelungen - gemeinsam mit den Tarifpartnern - das Versorgungsniveau deutlich abzusen-

ken. Dadurch, dass eine Nettoversorgung vereinbart worden sei, hätten gesetzliche Sparvor-
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gaben Kostensteigerungen zur Folge. Es werde jedoch mit den Gewerkschaften jeweils über 

einen Ausgleich verhandelt.  

Auf die Frage von Abg. Fröhlich nach den Kürzungen der Beiträge für die Landesmedienan-

stalten antwortet Herr Dr. Knothe, große Anstalten hätten mehr Möglichkeiten zum Ausgleich 

als kleine Anstalten. Es gebe einen Auftrag an die Landesmedienanstalten, darzulegen, dass 

der Mittelbedarf zur Erfüllung wesentlicher - vom Gesetz übertragener - Aufgaben bestehe. 

Die Diskussion darüber sei noch nicht abgeschlossen.  

Abg. Böhrk betont die Notwendigkeit, die medienpolitischen Interessen der nördlichen Bun-

desländer wahrzunehmen. 
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Rundfunkstrukturreform 

- Lutz Marmor, NDR  
- Dr. Werner Hahn, NDR 
- Dr. Matthias Knothe, Staatskanzlei 
- Peter Bialek, Staatskanzlei 

Herr Marmor berichtet, die strukturellen Änderungen der Anstalten beträfen unter anderem 

die Programmangebote. Die ARD sei eine Arbeitsgemeinschaft unabhängiger Rundfunkan-

stalten und damit eine föderale Organisation. Der derzeitige Vorsitzende der ARD, Herr 

Prof. Plog, sei Gleicher unter Gleichen und habe keine Handlungsrechte. Es sei von den Län-

dern zu klären, in welchem Bundesland das Hörfunkangebot zu groß sei. Der NDR biete für 

vier Staatsvertragsländer acht Hörfunkprogramme. Im Norden könne also nicht von einer 

Überversorgung die Rede sein. Die ARD habe den Ländern allerdings insofern einen klaren 

strukturellen Begrenzungsschritt zugesagt, als die Programmanzahl - im Sinne einer Aus-

tauschregelung - insgesamt nicht ausgeweitet werde. Ferner habe man zugesagt, den Online-

Aufwand auf 0,75 % des Gesamtaufwands zu begrenzen. Schweren Herzens und aufgrund des 

vorhandenen massiven Drucks habe man ebenfalls zugesagt, den Marketingaufwand der ARD 

zu begrenzen. In Anlehnung an die vom ZDF gewählte Systematik werde man diesen Titel 

von ursprünglich 1,5 % auf 1,0 % des Gesamtaufwands begrenzen. Es müsse jedoch klar ge-

sagt werden, dass Einsparungen im Marketingbereich für viele öffentliche Veranstaltungen in 

den Bundesländern Einschränkungen bedeuteten. 

Im Personalbereich werde man über den bei der KEF angemeldeten Rahmen hinaus weitere 

Stellen abbauen. Der jüngste Tarifabschluss für den NDR liege insgesamt unterhalb des Ni-

veaus des jüngsten Abschlusses für den öffentlichen Dienst. Weiterhin habe man zugesagt, für 

mehr Transparenz zu sorgen und Begleitmaßnahmen zur Stützung der kleineren Anstalten 

beizubehalten. Es werde ferner zugesagt, zwei Drittel aller möglichen Einsparungen zur Ge-

bührenbegrenzung zu verwenden. Die Einsetzung zusätzlicher Landesprogramme sei im Üb-

rigen ebenfalls durch Rationalisierungseffekte finanziert worden. Mittelfristig seien Einspar-

potenziale durch eine Überprüfung der Gemeinschaftseinrichtungen der ARD zu erwarten. 

Außerdem werde man prüfen, ob man die digitale Satellitenausstrahlung gegebenenfalls vor-

ziehen könne, wodurch die analoge Ausstrahlung entfallen würde. Dadurch gäbe es weitere 

Einsparpotenziale für den Zeitraum 2008 bis 2010. 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - Innen- und Rechtsausschuss - 103. Sitzung am 19. Mai 2004 15 

Dies seien die Selbstbindungen, die die Anstalten formuliert hätten. Die Länder hätten gefor-

dert, diese weiter zu präzisieren und zu erklären. Dazu sei man gern bereit. Ende Mai werde 

den Ländern eine ergänzte Version der Selbstbindungen übermittelt, die auch den Aus-

schussmitgliedern gern zur Verfügung gestellt werden könne.  

Die Vorsitzende nimmt dieses Angebot dankend an. 

Herr Dr. Knothe ergänzt, mittlerweile gebe es zur Rundfunkstrukturreform einen Diskussi-

onskatalog aller Länder. Ziel sei es, zu finanzwirksamen Verpflichtungserklärungen zu kom-

men. So werde es auch im künftigen Staatsvertrag formuliert sein. Aus Sicht der Länder hät-

ten die Selbstverpflichtungserklärungen später die Bedeutung, dass sich die Anstalten im Vor-

feld ihrer Bedarfsanmeldungen selbst begrenzten. Die KEF sei dann berechtigt, Anmeldun-

gen, die über den im Vorfeld genannten Bedarfsrahmen hinausgingen, zurückzuweisen. Somit 

sei gewährleistet, dass die Selbstverpflichtungserklärungen gegenüber der KEF verbindlich 

seien.  

Abg. Müller problematisiert die Begrenzung des Marketingetats auf 1,0 %, denn Gebührener-

hebungen erforderten generell eine Akzeptanz der Gebührenzahler. Dazu sei es unter anderem 

notwendig, dem NDR zu gestatten, in den Wettbewerb mit den Privaten zu treten.  

Abg. Kayenburg stimmt Abg. Müller zu. Die Ausgestaltung der Aufgaben müsse den Anstal-

ten überlassen bleiben. Allerdings teile er, Abg. Kayenburg, nicht die Einschätzung von Abg. 

Müller bezüglich des Wettbewerbsverhältnisses zwischen den öffentlich-rechtlichen und den 

privaten Anbietern. 
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Punkt 4 der Tagesordnung: 

Stand der Einführung von DVB-T 

- Thorsten Mann-Raudies, Leiter der Projektgruppe beim NDR 
- Gernot Schumann, ULR Schleswig-Holstein 
- Dr. Matthias Knothe, Staatskanzlei 
- Peter Bialek, Staatskanzlei 

Herr Mann-Raudies erläutert anhand einer PowerPoint-Präsentation den Stand der Vorberei-

tungen zum Start von DVB-T in Norddeutschland. Einzelheiten hierzu sind der Anlage 1 zu 

dieser Niederschrift zu entnehmen. 

Auf die Fragen von Abg. Müller nach den Übergangsfristen bei der Einführung von DVB-T 

und nach den technischen Voraussetzungen antwortet Herr Mann-Raudies, die öffentlich-

rechtlichen Programmanbieter hätten sich verpflichtet, ein halbes Jahr lang parallel analog zu 

senden. Die privaten Anbieter würden in Bremen und Niedersachsen ab Montag, dem 24. Mai 

2004, keine analoge Verbreitung der privaten Rundfunkanbieter mehr gewährleisten. Für 

Schleswig-Holstein und Hamburg sei der entsprechende Termin der 8. November 2004.  

Aufgrund der hohen Anzahl bestehender Fernsehgeräte sei die Entwicklung der so genannten 

Set-Top-Box entstanden. Ziel sei es gewesen, ein preisgünstiges Gerät zur Verfügung zu stel-

len. „Antennengucker“ bräuchten nur dieses Gerät zwischen Antenne und Empfangsgerät zu 

installieren. Weiterhin gebe es bereits fünf Fernsehgerätehersteller, die eingebaute digitale 

Empfänger besäßen. Die Preise für diese Fernsehgeräte sei jedoch sehr hoch. 

Abg. Fröhlich weist darauf hin, dass angebotene Hilfsdienste zur Bereitstellung des Empfangs 

bislang nur in geringem Umfang abgefordert würden. Dies sei wahrscheinlich auf mangelnde 

Information der Betroffenen zurückzuführen. Ferner gebe es aus Berlin Beschwerden des 

Blindenvereins über das Nichtfunktionieren des neuen Empfangsangebots. 

Herr Mann-Raudies erwidert, in Schleswig-Holstein beschäftige sich der Städtebund mit der 

Rundfunkhilfe. Dort werde nach Lösungsmöglichkeiten gesucht. In Berlin sei die Härtefallre-

gelung zur Bereitstellung eines Gerätes sehr individuell und wohlwollend ausgelegt worden. 

Die Sachbearbeiter hätten somit die Möglichkeit, sich in Einzelfällen von den strengen Härte-

fallregeln zu lösen.  
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Die Gerätehersteller hätten sicherzustellen, dass ihre Geräte die von der TV-Plattform ge-

nannten Anforderungen, zum Beispiel Hörfilme, ermöglichten. Bei der Erfüllung dieser Krite-

rien erhalte der Hersteller - gegen Entgelt - die Genehmigung, das entsprechende Logo zu 

führen. Die vom Blindenverein in Berlin angemeldeten Beschwerden müssten kein Problem 

sein. Es sei jedoch Voraussetzung, dass die Programmanbieter diese Dienste auch anböten. 

Technisch sei sichergestellt, dass entsprechende Angebote vermittelt werden könnten. Man 

habe dem Blindenverein geraten, sich direkt mit den Programmanbietern in Verbindung zu 

setzen.  

Herr Dr. Wienholtz erläutert, die finanziellen Mittel der ULR zur Infrastrukturförderung seien 

in einer relativ bescheidenen Rückstellung sichergestellt worden. Solange DVB-T-Förderung 

aus diesen Mitteln geleistet werde, sei die Filmförderung davon unberührt.  

Abg. Stahmann berichtet, in Bremen sei man sich relativ einig darüber, dass DVB-T insge-

samt eine gute Sache sei und für die Nordregion technischen Fortschritt bedeute. In Bremen 

werde die Erstattung der Geräte für Hilfebedürftige vom Sozialamt geleistet, da der Fernseh-

empfang zur Grundversorgung gehöre. Es sei sicherzustellen, dass der Fernsehempfang im 

Bereich des Strafvollzugs ab dem 24. Mai 2004 gesichert sei. 

Herr Bialek bemerkt unter Bezugnahme auf Abg. Fröhlich, die Staatskanzlei habe ein Schrei-

ben an die Programmveranstalter vorbereitet, in dem sie diese auffordere, darzulegen, wie 

man dort plane, die Vielfalt, die DVB-T biete, auch Blinden zur Verfügung zu stellen. Die 

Staatskanzlei stehe im Kontakt mit den entsprechenden Stellen, um die Probleme der Versor-

gung Hilfebedürftiger zu lösen.  

Abschließend erklärt Herr Schumann, bei der Einführung von DVB-T handele es sich um eine 

wichtige Infrastrukturentscheidung für Deutschland. Norddeutschland habe hier die Nase 

vorn. Entscheidend für die Bedeutung von DVB-T seien die Entwicklung von Mediendiensten 

und die Weiterentwicklung von DVB-T zu DVB-T Handheld. Es sei den privaten Anbietern 

Dank dafür auszusprechen, sich trotz des großen Kostenrisikos und Aufwands auch in einem 

Flächenland wie Schleswig-Holstein an der Einführung zu beteiligen. Schleswig-Holstein sei 

hier gut positioniert.  

Abg. Behr stellt Vorschläge und Ergänzungen des Niedersächsischen Landtags zum vorlie-

genden Entwurf der „Kieler Erklärung“ der für Medien zuständigen Ausschüsse der fünf 

norddeutschen Landtage aus Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen 

und Schleswig-Holstein vor. 
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Abg. Strohmann bietet an, die nächste gemeinsame Sitzung der Ausschüsse Ende Oktober 

oder Anfang November 2004 in Bremen abzuhalten.  

Nach kurzer Diskussion verabschieden die Ausschussmitglieder die Kieler Erklärung in geän-

derter Form, Umdruck 15/4536, Anlage 2 zu dieser Niederschrift. 

 

Die Vorsitzende, Abg. Schwalm, schließt die Sitzung um 13:15 Uhr. 

 

 

gez. Monika Schwalm  gez. Dörte Schönfelder 

Vorsitzende    Geschäfts- und Protokollführerin 
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Kieler Erklärung 
der für Medien zuständigen Ausschüsse der fünf norddeutschen Landtage aus Bremen, 

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
 
Die für Medien zuständigen Ausschüsse der norddeutschen Bundesländer haben zum zweiten Mal in 
einer gemeinsamen Sitzung medienpolitische Fragen erörtert. Ziel ist, ungeachtet unterschiedlicher 
Auffassungen in Einzelfragen, den Versuch zu unternehmen, gemeinsame  Auffassungen einer 
norddeutschen Medienpolitik zu formulieren. 
 
1.  Die Ausschüsse begrüßen, dass digitales Antennenfernsehen (DVB-T) in Norddeutschland  
     noch in diesem Jahr eingeführt und entgegen den ursprünglichen Planungen weit über die    
     Ballungszentren hinaus empfangbar sein wird. Sie sehen positive Aspekte in dem mit  
     Überall-Fernsehen verbundenen Mehrwert für den Verbraucher , in den neuen  und  
     zusätzlichen Optionen für Kabel- und Satellitennutzer sowie in den Möglichkeiten einer  
     technologiepolitischen Vorreiterrolle Norddeutschlands.   Die Ausschüsse sind der  
     Auffassung, dass  langfristig am Ziel einer flächendeckenden Versorgung mit DVB-T  
     festgehalten werden soll. 
 
2. Die Ausschüsse regen an, dass alle mit der Einführung befassten Institutionen insbesondere   
    in der Einführungsphase einen engen Informationsaustausch  verabreden, um mögliche mit  
    der Einführung verbundene Probleme, Fragestellungen und Vorgehensweisen  
    abzustimmen, zum Beispiel was einkommensschwache Haushalte betrifft. .   
    Antennen-Fernsehen soll auch in seiner digitalen Verbreitungsform für jeden zugänglich  
    sein. 
 
3. Die Ausschüsse begrüßen weiterhin, dass ARD , ZDF und Deutschlandradio  entsprechend dem     

Rundfunkänderungsstaatsvertrag sowie die in den norddeutschen Bundesländern sendenden     
Anstalten NDR und Radio Bremen auf freiwilliger Basis Selbstverpflichtungserklärungen     
formuliert haben und damit öffentlich und transparent Schritte zur Schärfung des     Öffentlich-
Rechtlichen Profils eingeleitet haben.  Die Unverwechselbarkeit des Profils der     öffentlich-
rechtlichen  Programme ist besonders in Zeiten finanzieller Anspannung für die    Akzeptanz  von   
Rundfunkgebühren und Gebührenerhöhungen unverzichtbar. 

 
4. Die Ausschüsse begrüßen, dass ARD und ZDF zwischenzeitlich Vorschläge zur Strukturreform als 

Selbstbindung vorgelegt haben. Sie erwarten, dass diese Vorschläge weiter optimiert werden, um 
weitere Einsparpotenziale zu erschließen.  

 
  
5. Die Ausschüsse halten unter Berücksichtigung der Argumente der unabhängigen  
    Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs eine angemessene und sozialverträgliche  
    Gebührenerhöhung für erforderlich. 
 
6. Die Ausschüsse sehen die  seit Jahren unverändert feststellbare mangelhafte Akzeptanz    
   digitaler Rundfunkübertragung durch DAB mit wachsender Sorge.  Auch in Anbetracht der  
   Monita der Rechnungshöfe sprechen sie sich für ein Moratorium  bei Investitionen in diese  
   Technologie aus Gebührenmitteln aus. 
 
7. Die Ausschüsse verabreden, im Spätherbst 2004 in Bremen erneut zusammenzutreffen. 
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